
So sieht ein Wahlkampffinale auf Russisch aus: 
Plakate für den Amtsinhaber und seine Her-
ausforderer sind im Stadtbild von Moskau nur 

sehr vereinzelt zu sehen – dafür ist eine Parole flä-
chendeckend affichiert: „Wir wählen den Präsiden-
ten – wir wählen die Zukunft.“ Offenbar geht beim 
zentralen Wahlkomitee die Angst um, dass am kom-
menden Sonntag, 18. März, zu wenige der 144 Mil-
lionen Russen zu den Urnen gehen, weil die Wah-
len allen egal sind – den Bürgern ebenso wie den 
Kandidaten. 

Das liegt vermutlich daran, dass der Ausgang jetzt 
schon feststeht: Wladimir Putin wird gewinnen und 
zum vierten Mal in den Kreml einziehen. Diese Ge-
wissheit zeigt sich auch darin, dass sich der 65-jäh-
rige Staatschef nicht in die Niederungen des Wahl-
kampfes herablässt. Er spricht nur manchmal vor 
und zu seinem Volk. Bei einer Rede vergangene Wo-
che verkündete er, dass Russland eine neue Gene-
ration an Atomwaffen entwickelt habe. Beim nächs-
ten Auftritt im Fußballstadium Luschniki, Russlands 
wichtigster Arena bei der Fußball-WM im Juni 2018, 
ließ er sich als Führer eines „starken Russlands“ in-
szenieren. 

Stabilität und Sicherheit – das sind auch die Lo-
sungen, die bei den Putin-Fans verfangen, die aus 
diesem Anlass ins Fußballstadion gekommen wa-
ren, um „unseren Präsidenten“ anzufeuern. Wie Iri-
na, eine 38-jährige Hausfrau aus Moskau. „Ein sta-
biles und sicheres Russland gibt es nur mit ihm“, 
sagt sie: „Ich habe Putin immer gewählt und werde 
ihn auch immer wählen.“ 

Genau wie Andrej, ein 19-jähriger Student aus 
der Stadt Kaluga bei Moskau: „Ich unterstütze Pu-
tin, weil die Menschen ihn respektieren. Er hat Russ-
land nach den 1990er-Jahren wieder groß gemacht.“ 

Ein Fernsehstar nach dem anderen schwingt sich 
auf die Bühne, um seine Unterstützung für Putin zu 
versichern. „Wisst ihr, dass der Präsident zugleich 
der Oberbefehlshaber des Militärs ist?“, fragt der 
Schauspieler und Oscar-Gewinner Nikita Michalkow 
unter Jubel in die Runde: „Ich kann mir einfach kei-
nen anderen an seiner Stelle vorstellen als ihn!“ 

Der Moderator animiert die Menge immer wie-
der zu „Russland! Russland!“-Sprechchören. Es ist 
eine perfekt inszenierte Show für das Staatsfernse-
hen, bei der Putin auch selbst wie ein Stargast auf 
die Bühne kommt, um mit den russischen Olympi-
oniken von Pyeongchang die russische Natio-
nalhymne zu singen. 

An Fernsehdiskussionen nimmt der Kremlherr 
selbstverständlich nicht teil, das wäre ihm zu unbe-
rechenbar. Dort steigt dafür die oppositionelle Kan-
didatin und TV-Moderatorin Ksenia Sobtschak un-
ermüdlich in den Ring. Vor ein paar Tagen wurde 
sie bei einer Fernsehdebatte von Wladimir Schi-

Putin, Putin, Putin…Putin
Der Ausgang der Präsidentenwahlen  

am kommenden Sonntag ist fix:  
Wladimir Putin wird zum vierten Mal 

Staatschef. Warum wählen die Russen seit der 
Jahrtausendwende immer den gleichen Mann, 

der die Demokratie eingeschränkt und  
die Korruption ausgebaut hat?

Von Simone Brunner und Tessa Szyszkowitz/Moskau
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rinowski, dem 71-jährigen ultranationalistischen 
Chef der Liberaldemokraten, wüst beschimpft: 

„Halt’s Maul, du dumme Ziege!“ Worauf Sobtschak 
dem Rüpel ein Glas Wasser über den Anzug goss. 
Ob dieser Klamauk die Russen davon überzeugen 
wird, sich von Wladimir Putin abzuwenden? Wohl 
ebensowenig wie der Verdacht, dass der Kreml hin-
ter dem Mordversuch an dem russischen Ex-Dop-
pelagenten Sergej Skripal  und seiner Tochter ste-
cken könnte, die vergangene Woche bewusstlos in 
der englischen Kleinstadt Salis-
bury  aufgefunden wurden. Das At-
tentat, ausgeführt mit Nervengift, ist 
nur einer von 15 mysteriösen An-
schlägen mit Russland-Bezug, die in 
den vergangenen Jahren in Großbri-
tannien registriert wurden.

Niemand bezweifelt, dass Putin 
rund 70 Prozent der Stimmen be-
kommen wird. Warum so viele Rus-
sen ihn wählen, obwohl sie sich kei-
ne Illusionen darüber machen, dass 
die Kreml-Kleptokratie das Land aus-
plündert und in seiner Entwicklung 
hemmt? Natasha Nusinova ist die Er-
klärung beim Zähneputzen eingefal-

len: „Warum kaufen die Leute Colgate und kein bes-
seres Produkt?“, fragt die Kuratorin, die nach der Ge-
burt ihrer Zwillinge vor einem Jahr eine Babypause 
eingelegt hat. Unter den Gründen zählt sie auf: Gu-
tes Marketing. Bequemlichkeit. Kein besseres An-
gebot. „So ist das mit Putin für viele eben auch.“ Nu-
sinova selbst wird wohl Ksenia Sobtschak wählen. 

Sobtschaks Stärken sind gleichzeitig ihre Schwä-
chen. Sie ist die Tochter von Anatoly Sobtschak, dem 
legendären Bürgermeister von St. Petersburg, der 

als Förderer Wladimir Putins in den 
1990er-Jahren maßgeblich zum Auf-
stieg des heutigen Kreml-Chefs bei-
getragen hat. Putin-Experten sagen, 
Loyalität sei für den Präsidenten das 
Wichtigste überhaupt. Fast alle, die 
neben ihm groß geworden sind, 
kennt der ehemalige KGB-Offizier 
aus seiner Zeit in Petersburg.

Deshalb wohl darf Sobtschaks 
Tochter bei den Präsidentenwahlen 
überhaupt antreten. Als Ksenia im 
Zuge von Dreharbeiten für einen 
Film über ihren Vater Putin vergan-
genen September im Kreml besuch-
te, eröffnete sie dem väterlichen 

Freund, dass sie bei den Wahlen am 18. März gegen 
ihn kandidieren wollte. Putin reagierte gelassen. Er 
wusste ja, dass sie keine Chance haben würde. 

Viele halten Ksenia Sobtschak für nicht mehr als 
eine Marionette des Kreml. Ein hübsches Püppchen, 
eine kosmetische Behübschung von Putins Wieder-
wahl. Ksenia hat ihre Kindheit im Luxus verbracht 
und wurde dann Russlands erstes It-Girl. Sie hatte 
eine Fernsehshow, plapperte über Tratsch, Klatsch 
und ihre Einkaufstouren. 3000 Dollar für Kleidung 
ausgeben? Klar! „Weil ich einfach alles schön finde 
und haben will.“ 

Jetzt muss Sobtschak doppelt so hart arbeiten, 
um als Politikerin ernstgenommen zu werden. Oder 
vielleicht sogar dreimal so hart, weil sie das ist, was 
es in Russlands politischer Führungsriege nicht gibt: 
eine Frau. 

Auch ihr Wahlkampfteam repräsentiert eine neue 
Generation in der Politik Russlands. In der Zentra-
le, die in einem Shared Work Space neben dem No-
wodewitschi-Friedhof liegt, krempeln junge Leute 
die Ärmel hoch, die ihr Land nicht den homopho-

ben, sexistischen alten Männern überlassen wollen. 
Der 28-jährige Pressesprecher Sascha Baranovsky 
macht sich keine Illusionen über seinen Präsiden-
ten: „Putin ist ein sehr talentierter Mann, der ein Hy-
brid-System entwickelt hat. Alles hat zwei Seiten: 
Wir haben ein Parlament, in dem vier Parteien ver-
treten sind. Deren Vertreter nicken aber bloß die 
Kremlpolitik ab.“ Ebenso wie die Gerichte, die oft 
nur der Papierform nach unabhängig urteilen. Es 
gibt kritische Medien wie die Radiostation „Echo 
Moskaus“, wo Baranovsky zehn Jahre lang gearbei-
tet hat. Aber nur eine winzige Minderheit der Rus-
sen kann diesen Sender hören.

Gerade weil Sobtschak Putins System von innen 
kennt, gibt ihr Spindoktor Vitaly Schkliarow der 
Kandidatin eine Chance, Russland in eine bessere 
Zukunft zu führen. Schkliarow hat seine Lehrjahre 
bei Barack Obama verbracht: „In Amerika war Oba-
mas Wahlkampf vom Ruf nach ,Change‘ getragen. 

,Yes we can!‘, riefen die Leute. In Russland aber ist 
Wandel ein Begriff, der den Leuten Angst macht. Bei 
uns hat eine Revolution keine Chance“, meint der 
41-jährige politische Berater. 

Und die Regierung sorgt auch dafür, dass sie kei-
ne Chance bekommt. Die Bolotnaja-Proteste, bei de-
nen der russische Mittelstand im Jahr 2012 auf den 

Der Schock saß tief: Nach dem un-
rühmlichen Abzug aus Afghanistan, 

wo die Sowjetunion zwischen 1979 und 
1989 Tausende Soldaten verloren hatte, 
dauerte es fast zwei Jahrzehnte, bis der 
Kreml wieder eine bedeutende Militärin-
tervention im Ausland startete. Während 
der 1990er-Jahre waren die Streitkräfte 
so heruntergekommen, dass sie selbst mit 
den vergleichsweise kleinen Zerfallskrie-
gen am Rand der ehemaligen UdSSR 
überfordert schienen.

Das änderte sich, als Wladimir Putin 
Präsident wurde und mit der Wiederauf-
rüstung begann. 2008 marschierten rus-
sische Soldaten in der georgischen Regi-
on Süd-Ossetien ein. Wer zuvor wen pro-
voziert hatte, ist bis heute umstritten. Klar 
ist allerdings, dass die Invasion auch das 
deutliche Signal an den kleinen Kauka-
sus-Staat war, seine Annäherung an die 
NATO zu beenden. Der nächste Schritt er-
folgte 2014 mit der Annexion der Halbin-
sel Krim und der Unterstützung prorus-
sischer Separatisten in der Ostukraine 
nach den Maidan-Protesten, die zum 

Sturz der Moskau-freundlichen Regierung 
in Kiew geführt hatten. 

In allen drei Fällen ging es letztlich um 
territoriale Ansprüche, zu denen sich 
Russland berechtigt fühlte. Entsprechend 
groß ist die Begeisterung der russischen 
Bevölkerung über die „Heimholung“ der 
Krim – und auch der Rückhalt, den der 
Kreml in den Separatistengebieten der 
Ostukraine und Georgiens hat. 

Mit der Unterstützung des Assad-Re-
gimes im Syrien-Krieg versucht sich Russ-
land wiederum als international relevan-
ter Akteur zu positionieren – unter Hin-
weis darauf, sich bloß die gleiche Freiheit 
herauszunehmen, wie der Westen, der ja 
auch ständig für seine eigenen Interessen 
und jene seiner Verbündeten intervenie-
re. Das brutale militärischen Vorgehen in 
syrischen Oppositionsgebieten wie bei-
spielsweise Ost-Ghouta beinhaltet aber 
auch eine allgemeine Drohung: Aufstän-
de, die sich gegen den Kreml richten, wer-
den mit allen Mitteln niedergeschlagen.

Seinen dritten aktuellen Krieg führt 
Russland im Internet. Soweit es sich nach-

vollziehen lässt, dient er dazu, Europa 
und die USA durch Stimmungsmache 
und Fake News zu verunsichern, zu spal-
ten und zu manipulieren. Das betrachtet 
der Kreml aber nicht als Aggression, son-
dern mehr als Reaktion auf Destabilisie-
rungsversuche in den vergangenen Jahr-
zehnten, etwa durch die Unterstützung 
des Westens für diverse Revolutionen in 
Osteuropa oder die NATO-Osterweiterung.

Ob Ukraine, Syrien oder Internet: Alle 
drei Fälle sind auch Beispiele für soge-
nannte hybride Kriegsführung, die dar-
auf angelegt ist, möglichst viel im Unkla-
ren zu lassen – etwa, wer tatsächlich die 
Kämpfer sind (reguläre Soldaten oder 
Söldner?) und von wem sie kommandiert 
werden. Auch dafür gibt es Vorbilder, 
etwa den Einsatz privater Sicherheitsfir-
men durch die USA im Irak. Aber Russ-
land hat das Konzept perfektioniert, den 
Rest der Welt damit in Verwirrung ge-
stürzt und damit eines seiner wichtigsten 
Ziele erreicht: Es muss auch militärisch 
wieder ernst genommen werden.

� Martin Staudinger

In der Einfahrt von Switlodarsk steht eine 
Statue: Prometheus, der Feuerbringer, 

die Hände zum Himmel gestreckt. Unter 
den Sowjets wurde die Stadt im Donbass 
als Siedlung rund um ein Wärmekraft-
werk gebaut. Switlodarsk ist ukrainisch 
und bedeutet die „Gabe des Lichts“.

Für Tamara Warakina ist es aber be-
reits der zweite Winter, den sie im Dun-
keln und in Kälte verbringt. Der Wind 
pfeift durch die Fenster, die bei Kämpfen 
zwischen der ukrainischen Armee und 
den prorussischen Separatisten zerstört 
wurden. Manche sind notdürftig abge-
klebt, manche nur mit Karton abgedeckt, 
draußen hat es minus neun Grad. „Ich 
habe kein Geld, um mir neue Scheiben 
zu kaufen“, sagt sie. Wenn in der Nacht 

1. Graue Zone
Vor vier Jahren startete 
Russland eine verdeckte 
Militärintervention, um 
mithilfe separatistischer 
Milizen große Teile der 
Donbass-Region von der 
Ukraine abzuspalten. 
Heute herrschen dort auf 
beiden Seiten der Front  
Hunger und Elend.

Kriegsschauplatz 
ostukraine
Tatjana Smirnova  
vor ihrem Haus in der 
Ortschaft Nowoluhanske

BIP 
Russland

3397 Mrd. PPP$

USA

18.569
EU

19.721
China

21.417
Quelle: Weltbank 2016

Drei Fronten
Ukraine, Syrien und das Internet: Russlands Kriege und die Interessen dahinter.

wieder geschossen wird, kauert sie sich 
in das Stiegenhaus des neunstöckigen 
Plattenbaus, wo gar keine Fenster mehr 
sind, die zerbersten könnten. Dort wartet 
sie, bis die Kämpfe vorbei sind. 

Switlodarsk ist ein Name, der in den 
OSZE-Berichten als Brennpunkt an der 
Front auftauchte – eine Geisterstadt, zwi-
schen der ukrainischen Armee und den 
prorussischen Separatisten erbittert um-
kämpft. Doch inzwischen wird die Stadt 
erneut von der ukrainischen Armee kon-
trolliert. 12.000 Menschen leben wieder 
hier, fast so viele wie vor dem Krieg, sagt 
der Bürgermeister Anatolij Brechunez.

Es sind vor allem die Alten und Armen, 
die in ihre Wohnungen entlang der Front-
linie zurückgekehrt sind, weil sie schlicht-
weg keine Mittel und keine Kraft mehr 
haben, sich woanders eine neue Existenz 
aufzubauen. So wie Warakina. Mit ihrer 
kargen Pension von 2100 Hrywnja (rund 
60 Euro) kommt die 76-Jährige nur noch 
durch Hilfslieferungen über die Runden. 
Weil das Brot im Laden zu teuer ist, backt 
sie selbst, Fleisch kann sie sich schon seit 
Jahren nicht mehr leisten.

Viele Menschen in der sogenannten 
„grauen Zone“, dem 500 Kilometer langen 
Frontabschnitt in der Ostukraine, sind auf 
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Straßen gegen Wahlbetrug und Korruption demons-
triert hatte, wurden von Putin mit Gewalt nieder-
geschlagen. 

Eine Revolte des Volkes ist deshalb derzeit als 
Option vom Tisch. Dennoch gibt der Führer der au-
ßerparlamentarischen Opposition, Alexej Nawalny, 
den Kampf nicht auf. Da er selbst als Kandidat nicht 
zugelassen wurde, ruft er zum Boykott der Wahlen 
auf. Ksenia Sobtschak unterstützt er nicht. 

„Sabastowka“, „Streik“ steht auf einem roten Schild 
im Fenster des Gassenlokals im Sü-
den von Moskau, das Nawalny als 
Wahlkampfzentrale benutzt. Hier, 
etwa eine halbe Autostunde vom 
Roten Platz entfernt, ist alles auf den 
Chef getrimmt: Die Rückwand ist 
blau gestrichen, darauf prangt groß 
der Schriftzug „Nawalny 2018“. In der 
Ecke kann man Nawalny-Pullis, 
Handyhüllen und Anti-Putin-Tassen 
erstehen. 

„Nawalny ist der einzige Kandidat, 
der Putin wirklich herausfordert“, 
sagt Sergej Bojko, der Kampagnen-
leiter: „Immerhin sind wir die Ein-
zigen, die einen wirklichen Wahl-

teuren Domizile und Turnschuhe 
des Regierungschefs wurde auf You-
Tube 26 Millionen Mal angeklickt. 
Politik habe sie eigentlich nie inter-
essiert, sagt die 24-Jährige, aber die-
ses Video sei ein Schlüsselerlebnis 
gewesen. Dass jemand den Mut auf-
bringt, diese Missstände anzupran-
gern, habe ihr imponiert. Als auch 
Kemerowo ein Wahlkampf-Büro 
von Nawalny eröffnete, wurde die 
junge Frau dort aktiv.

Das blieb nicht ohne Folgen. Ihre 
Mutter wurde als Direktorin an der 
Kunstschule gefeuert. Und als Pacho-
mowa im Januar einen nicht-geneh-
migten Protest in Kemerowo vorbe-
reitete, landete sie selbst für zwei 
Tage in Haft. „Alles halb so schlimm“, 
winkt sie heute lachend ab, als würde sie sich an eine 
schwere Prüfung erinnern, die sich als harmlos ent-
puppte: „Du kommst wieder raus, und dann arbei-
test du einfach weiter. Das hat mich nur noch wei-
ter in dem bestärkt, dass wir etwas ändern müssen.“

Vergangenes Jahr gelang der Beweis, dass man 
sich zumindest auf kommunaler Ebene auch ohne 

kampf geführt haben.“ Nawalny hat im Vorjahr bei 
Anti-Korruptions-Protesten Zehntausende junge 
Russen im ganzen Land auf die Straße gebracht und 
in mehr als 80 russischen Städten Komitees gegrün-
det, um seine Kandidatur für die Präsidentschafts-
wahlen zu unterstützen. Um den Elan der Nawal-
ny-Bewegung trotz des verhinderten Antritts nicht 
gleich wieder verpuffen zu lassen, sollen die „Na-
walniki“ jetzt zumindest als Wahlbeobachter aus-
schwärmen, um Fälschungen zu dokumentieren. 

Für diesen Job hätten sich schon 
knapp 50.000 Interessenten auf der 
Seite registriert, sagt Bojko. Jeden 
Tag finden im Stab Schulungen statt, 
die Kurse sind voll. 

Auch Ksenia Pachomowa ist heu-
te gekommen, um sich als Wahlbe-
obachterin ausbilden zu lassen. Sie 
wohnt in der westsibirischen Stadt 
Kemerowo, 3600 Kilometer östlich 
von Moskau. Von Nawalny hat sie 
das erste Mal gehört, als sie vergan-
genes Jahr ein vom Nawalny-Team 
produziertes Enthüllungsvideo über 
die Reichtümer des Premiers Dmitrij 
Medwedew sah. Der Clip über die 

Putins Segen wählen lassen kann. 
Sobtschaks Chefberater Schkliarow 
hat die Kampagne begleitet und 267 
unabhängige Kandidaten gegen Pu-
tinisten durchgebracht: „Wir haben 
gezeigt, dass Politik möglich ist. Das 
hat der Opposition Auftrieb gege-
ben.“ 

Alisa Goluenko ist dafür ein Beweis. 
Die 22-Jährige Journalistin ist im 
Herbst zu einer Bezirksabgeordneten 
im Moskauer Bezirk Choroschjowskij 
gewählt geworden. Nebenbei ist Go-
luenko auch Aktivistin der unabhän-
gigen NGO „Golos“ (auf Deutsch: Stim-
me), die Wahlen beobachtet und zu-
letzt vom Justizministerium als 

„ausländischer Agent“ eingestuft wur-
de. Wie die meisten Unabhängigen 

hat Goluenko ihre Wähler mit einem Tür-zu-Tür-
Wahlkampf angeworben. Wenn die Leute das Wort 

„Politik“ hören, würden sie am liebsten die Tür zu-
knallen, sagt sie. „Aber wir haben versucht, ihnen 
klarzumachen, dass wir zumindest im Bezirk etwas 
gestalten können.“ Dass sie gewählt wurde, hieße 
freilich nicht, dass in Russland die Demokratie aus-

Hilfslieferungen angewiesen. Seit dem 
Ausbruch des Krieges, der laut UN-Anga-
ben in den vergangenen vier Jahren 
10.300 Todesopfer gekostet hat, sind vie-
le internationale Hilfsorganisationen in 
die Ukraine gekommen, um die Versor-
gungslücken zu füllen. Doch je länger der 
Konflikt dauert und je mehr er aus der in-
ternationalen Aufmerksamkeit ver-
schwindet, umso mehr schrauben sie ihr 
Engagement zurück.

Das World Food Programme (WFP) hat 
sein Programm beispielsweise mit Ende 
Februar eingestellt. Olena Moniuk, die in 
Kramatorsk für die UN-Organisation ar-
beitet, zählt mehrere Gründe dafür auf. 
Einerseits läge es am restriktiveren Zu-
gang zu den prorussischen Separatisten-
gebieten, in die internationalen Organi-
sationen immer wieder der Zutritt ver-
wehrt wird, andererseits am strengen 
Mandat der UN-Welthungerhilfe, das ei-
gentlich nur für absolute Katastrophen-
fälle, wie derzeit in Syrien oder im Jemen, 
gilt. Und nicht zuletzt an mangelnden 
Geldmitteln: „Wir müssen nun mal unter 
den Bedürftigen die Bedürftigsten aus-
wählen“, sagt sie.

Dabei ist laut WPF-Daten die Zahl der 
Menschen, die in der Ostukraine von Un-

terernährung bedroht sind, von 600.000 
(2016) auf 1,2 Millionen Menschen (2017) 
gestiegen. Mehr als drei Jahre nach Be-
ginn des bewaffneten Konflikts nehme 
das menschliche Leid in der Region „na-
hezu unbemerkt von der Öffentlichkeit“ 
weiter zu, so internationale Organisatio-
nen zuletzt auf einer Konferenz in Berlin.

„Wir schätzen die Lage als sehr kritisch 
ein“, sagt auch Thomas Weiss, Ukraine-Di-
rektor der Internationalen Organisation 
für Migration (IOM). Vor allem in der 
grauen Zone seien die wenigsten Men-
schen in der Lage, sich selbst zu versor-
gen. „Das Problem ist dabei nicht, dass es 
keine Geschäfte und Märkte gäbe – die 
gibt es ja“, erklärt Weiss: „Aber die Men-
schen können sich die Lebensmittel 
schlichtweg nicht mehr leisten.“

Auch die IOM musste zuletzt Mittel 
kürzen: Wurden im Winter 2016/17 noch 
8000 Menschen entlang der Frontlinie fi-
nanziell unterstützt, sind es heuer nur 
noch 4000. Laut Weiss reichen die 
IOM-Mittel in der Ukraine noch bis zum 
Sommer. Ein Paradox: Während sich die 
humanitäre Lage zuspitze, werde es im-
mer schwerer, internationale Hilfsgelder 
für die Ukraine aufzustellen, weil der Kon-
flikt aus der Aufmerksamkeit verschwun-

den sei und als „eingefroren“ gelte, sagt 
Weiss.

Politisch stehen die Zeichen derweil 
nicht auf Entspannung. Im Dezember 
sind die Russen aus der Militärkooperati-
on „Joint Centre for Control and Coordi-
nation“ (JCCC) ausgestiegen. Die 2014 ge-
gründete Kontaktstelle aus ukrainischen 
und russischen Offizieren im Kriegsgebiet 
sollte zwischen den Konfliktparteien ver-
mitteln und die Sicherheit der OSZE-Be-
obachter garantieren. Das ukrainische 
Parlament hat zudem ein umstrittenes 
Reintegrations-Gesetz beschlossen, das 
Russland als „Aggressorstaat“ festschreibt 
und für alle Kriegsschäden im Separatis-
tengebiet zahlen lassen will. Wenngleich 
es außer Frage steht, dass Moskau die ab-
trünnigen Gebiete maßgeblich kontrol-
liert, wird das Friedensabkommen von 
Minsk im Gesetzestext mit keinem Wort 
mehr erwähnt. Überhaupt ist keiner der 
13 Punkte des Abkommens, wie der Ab-
zug der schweren Waffen, umgesetzt. 

Gegenüber von Switlodarsk, vorbei an 
verminten Feldern, unbefestigten Gräbern, 
Strommasten und einem Stausee, liegt 
Nowoluhanske. Das Dorf wurde im De-
zember von Mehrfachraketenwerfern be-
schossen. Als die Musiklehrerin Tatjana 

Smirnowa am Abend nach Hause kam, 
brannte ihr Haus lichterloh. „Es war wie 
in einem Horrorfilm“, sagt sie. Dort, wo 
früher ihr Wohnzimmer war, klafft jetzt 
ein Loch. Die Zugänge zu den Räumen 
sind mit schweren Teppichen verhängt, 
damit die Winterkälte nicht noch in die 
anderen Zimmer kriecht, in denen Smir-
nowa mit ihrem Mann und ihren drei 
Kindern noch immer wohnt. Das Geld, 
das die Familie hat, reicht nicht einmal 
für neue Fenster.

Dabei ist die Lage in Nowoluhanske 
noch vergleichsweise gut. Andere Dörfer 
in der Nähe sind überhaupt von der Au-
ßenwelt abgeschlossen – etwa Trawnewe 
und Dolomitne, die den prorussischen Se-
paratisten im Winter von der ukrainischen 
Armee abgetrotzt wurde und die mittler-
weile nicht einmal mehr für internatio-
nalen Hilfsorganisationen zu erreichen 
sind. Laut Schätzungen der IOM leben 
dort aber noch einige Hundert Menschen.

Ob die Regierung in Kiew in der Lage 
ist, zumindest für die bedürftigen Men-
schen auf dem ukrainisch-kontrollierten 
Gebiet in die Bresche zu springen, ist frag-
lich. „Selbst, wenn alle Behörden, Hilfsor-
ganisationen und Volontäre zusammen-
helfen, können wir nicht allen helfen“, 

sagt Brechunez, der Bürgermeister von 
Switlodarsk: „Die Not ist einfach zu groß.“ 
In der Stadtverwaltung von Nowolu-
hanske stapeln sich derweil die Papiere 
der Antragssteller, die materielle Hilfe für 
ihre Kriegsschäden beantragen. Doch 
mehr als zehn Prozent der Schadenssum-
me könne der Staat nicht aufbringen, sagt 
eine Beamtin. Und das auch nur im bes-
ten Fall.

Auf welcher Seite der Front die Men-
schen heute gelandet sind, ist im Übrigen 
meist keine ideologische, sondern eine 
praktische Frage: „Sie stehen vor der Ent-
scheidung: Arbeit oder Dach über dem 
Kopf?“, sagt Wiktoria Nikolajewna. Die 
Frau in der Kunstpelzjacke hat sich für 
ihre Wohnung im ukrainisch-kontrollier-
ten Gebiet, in Switlodarsk, entschieden. 
Vor dem Krieg ist sie selbst jeden Tag in 
die Nachbarstadt Debalzewe gependelt, 
um dort auf dem Sozialamt zu arbeiten. 
Doch der ehemalige Eisenbahnknoten-
punkt Debalzewe, von hier nur 20 Kilo-
meter entfernt, ist nach einer blutigen 
Schlacht im Februar 2015 unter die Kon-
trolle der prorussischen Separatisten ge-
fallen. Eine Überfahrt durch die Check-
points dauert heute bis zu 24 Stunden.

Simone Brunner, Ukraine

Militär- 
ausgaben 
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China
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USA

611,2
Quelle: SIPRI 2016, European Defence Agency
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einem ostukrainischen 
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Bashar al-Assad ist Wladimir Putin zu le-
benslangem Dank verpflichtet: Ohne 

den Kreml-Chef hätte der syrische Diktator 
vermutlich längst den Großteil seines Lan-
des verloren oder wäre vielleicht sogar kom-
plett entmachtet. Nach dem Beginn des Auf-
stands in Syrien 2011 war das Regime vier 
Jahre lang in der Defensive gewesen. Zeit-
weise kontrollierte es nur noch ein Viertel 
des Territoriums. Das änderte sich, als Russ-
land im Herbst 2015 mit Luftschlägen ein-
griff – offiziell, um die Terrormiliz „Islami-
scher Staat“ (IS) zu bekämpfen, die im Os-
ten des Landes ein bis in den Irak 
reichendes Kalifat errichtet hatte; in erster 
Linie aber, um Assad zu retten.

Die Intervention hat dem Kriegsverlauf 
eine neue Wendung gegeben. Mittlerweile 
sind es die Aufständischen, die immer wei-
ter zurückgedrängt werden – derzeit gera-
de in der Region Ost-Ghouta am Stadtrand 
von Damaskus (siehe auch Seite 50). Die sy-
risch-russische Koalition geht dort ähnlich 
vor wie im vergangenen Jahr in der Millio-
nenstadt Aleppo. Gnadenlose Bombarde-
ments, die sich auch gegen zivile Einrich-
tungen wie Spitäler richten, sollen Rebellen 
und Bevölkerung gleichermaßen zermür-
ben. Infanterievorstöße spalten das Territo-
rium in Kessel auf, die anschließend ausge-

hungert und überrannt werden – eine Pra-
xis, welche die Rückeroberung der 
IS-besetzten irakischen Stadt Mossul durch 
eine Koalition aus amerikanischen, iraki-
schen und kurdischen Verbänden an Bru-
talität in den Schatten stellt. 

Als Bodentruppen nutzt der Kreml in Sy-
rien auch Kämpfer der Grupa Vagnera 
(Gruppe Wagner), eines privaten Sicher-
heitsunternehmens, das offiziell nicht dem 
Verteidigungsministerium unterstellt ist. 
Diese Konstruktion erlaubt es einerseits, die 
Verantwortung für Kampfeinsätze abzu-
schieben, andererseits aber auch, die Zahl 
gefallener russischer Staatsbürger zu ver-
schleiern. „Putin will mit Sicherheit nicht 
beschuldigt werden, den desaströsen Af- 
ghanistankrieg der Jahre 1979 bis 1989 zu 
wiederholen, der zum Kollaps des Sowjetim-
periums beigetragen hat“, schreibt Nina L. 
Khrushcheva, Professorin für Internationa-
le Politik an der New School in New York 
und Urenkelin des ehemaligen KPdSU-Par-
teichefs Nikita Chruschtschow, in einer ak-
tuellen Analyse.

Mit seinem Einsatz verfolgt Russland 
mehrere Ziele: Es sichert sich Einfluss im 
Nahen Osten und Militärbasen auf syri-
schem Territorium – etwa den Marinestütz-
punkt in Tartus, und damit seinen einzigen 

ganzjährig eisfreien Hafen, abgesehen von 
Murmansk. Gleichzeitig dient Syrien dem 
Kreml als Testgelände für Auslandseinsätze.

„Wir hatten bislang praktisch keine Erfah-
rung damit, unsere Streitkräfte in einem so 
weit entfernten Land, mit dem wir keine 
Grenzen haben, zum Einsatz zu bringen“, er-
klärte Generalstabschef Waleri Gerassimow 
vor Kurzem in einem Interview mit der 
Kreml-treuen Zeitung „Komsomolskaya Pra-
vda“. Die Intervention für das Assad- 
Regime habe erlaubt, das zu trainieren. 

Andere Militärs brüsteten sich damit, 
Russland habe im Zuge des Syrienkrieges 
Hunderte Tests mit neuen Waffensystemen 
durchgeführt: „Es ist kein Zufall, dass jetzt 
alle möglichen Kaufinteressenten auf uns 
zukommen, auch aus Ländern, die nicht mit 
uns verbündet sind“, freute sich Wladimir 
Schamanow, Chef des Verteidigungsaus-
schusses im russischen Parlament, Ende  
Februar. Die Aufträge seien ein willkomme-
ner Nebeneffekt der „Hilfe für das syrische 
Brudervolk“. 

In den zwei Wochen seither kamen, nicht 
zuletzt durch russische Bombardements, al-
lein in Ost-Ghouta mehr als 800 Menschen 
ums Leben.� Martin Staudinger

bricht. Aber nachdem die fetten Jahre des Ölbooms 
vorbei sind, hofft sie, dass sich die Leute wieder 
mehr für Politik interessieren und wenigstens auf 
lokaler Ebene mehr mitbestimmen wollen. 

Die Probleme des Putinismus erschließen sich oft 
erst nach dem zweiten Blick. 2015 wurde in Moskau 
ein Museum für das Gedenken an jene drei bis neun 
Millionen Menschen eröffnet, die Opfer Josef Sta-
lins wurden – dass es keine allgemein gültige Zahl 
gibt, liegt an der von Putin nur halbherzig betriebe-
nen Geschichtsforschung. Als Stalin 
tot war und Nikita Chruschtschow 
1956 einen politischen Frühling ein-
leitete, kehrten 1,2 Millionen Men-
schen aus den Straflagern des Gulag 
zurück. Sie wurden in den Jahrzehn-
ten danach rehabilitiert.

In den Museumshallen ist es ge-
spenstisch still, ein paar junge Mit-
arbeiterinnen löffeln im Café Suppe. 
Auf den Videowänden laufen Videos 
über Stalins Tod und Interviews mit 
Überlebenden des Gulag. An Stalins 
Terror wird mit Zellentüren, Briefen 
auf Verbandsmaterial und Fotos von 
seinen Opfern erinnert. Putin, der 

sonst lieber an Stalins siegreiche Rolle im Zweiten 
Weltkrieg erinnert, hat dieses Museum erlaubt. 

Und dennoch fehlt etwas. Laut der Bürgerrechts-
gruppe Memorial gibt es auch heute noch politische 
Gefangene. 143 genaugenommen. Das ist die ande-
re Seite des Putinismus: Was er nicht sehen will, darf 
das Volk auch nicht sehen. Die drei Aktivistinnen 
von Pussy Riot saßen für einen Putin-kritischen 
Punksong am Altar einer Kathedrale in Moskau zwei 
Jahre lang im Straflager. Der ehemalige Oligarch 

Michail Chodorkowski verbrachte 
ein ganzes Jahrzehnt in Gefangen-
schaft, nachdem er in politisch mo-
tivierten Prozessen wegen Steuer-
hinterziehung und Betrug verurteilt 
worden war. Zurzeit wird Oleg Sent-
sov in Sibirien festgehalten. Der uk-
rainische Filmemacher stammt von 
der Halbinsel Krim und wurde we-
gen angeblicher terroristischer Ak-
tivitäten zu 20 Jahren Straflager ver-
urteilt. Eine Anklage, die er als halt-
los bezeichnet hat.

Wer bestimmt darüber, ob ein Po-
litiker, ein Richter, ein Journalist 
richtig handelt? Ist es gerecht, dass 

Alexej Nawalny an den Wahlen nicht teilnehmen 
darf? „Das Gesetz besagt eben, dass nur kandidie-
ren darf, wer nie gegen das Gesetz verstoßen hat“, 
meint Sofia Pigina. Die 20-jährige Moskauerin stu-
diert an der elitären Universität für internationale 
Beziehungen MGIMO. Es sei nicht immer einfach, 
zu klären, ob ein Richter unabhängig entschieden 
habe, aber: „Man kann sich nicht einfach über ein 
Urteil hinwegsetzen.“ 

Sofia kennt keinen anderen Präsidenten als Pu-
tin. Knapp nachdem sie geboren wurde, kam Putin 
an die Macht. „Meinen Eltern war die Stabilität 
wichtig, die kannten noch die Sowjetunion und die 
Jelzin-Jahre. Uns Jungen aber ist Wohlstand eher 
egal, wir wollen unser Land zum Besseren verän-
dern.“ Sie wird zum ersten Mal wählen gehen, das 
ist für sie selbstverständlich. Sie will noch die Par-
teiprogramme studieren. Nawalnys Videos über die 
Korruption fand sie sehr wichtig. Ksenia Sobtschak 
gefällt ihr, weil sie eine Frau ist. Die russische Ver-
fassung ist gerade 30 Jahre alt, „wir sind ein junger 
Staat und brauchen Zeit, uns zu entwickeln“, meint 
sie. Vor allem findet sie, dass „man nicht unbedingt 
provozieren muss, um etwas zu verändern.“

Eines ist klar: Diese Amtsperiode sollte Putins 
letzte sein. Er war von 2000 bis 2008 zwei Mal Prä-

sident, dann schob er seinen Statthalter Dmitri Med-
wedew auf den Chefsessel. 2012 konnte Putin wie-
der zurückkehren. Die Amtsperiode war per Gesetz 
auf sechs Jahre verlängert worden. 

In drei Jahren, wenn eine neue Duma gewählt 
wird, ist Putin bereits ein Präsident auf Abruf, um 
dessen politisches und finanzielles Erbe verschie-
dene Gruppen ringen werden. Zentrale Figur ist Igor 
Setschin, offiziell Chef von Rosneft, dem staatlichen 
Energieriesen, der zerschlagene private Ölkonzer-
ne wie Yukos oder TNK geschluckt hat. Inoffiziell 
gilt der 57-jährige Setschin als die graue Eminenz 
Putins und als Chef der Silowiki, der Männer aus 
den Sicherheitsministerien, die einen bestimmen-
den Flügel von Putins Machtzirkel bilden. Meister-
stratege Putin aber unterstützt gleichzeitig nach 
dem Prinzip der alten Römer – teile und herrsche – 
die Fraktion der Liberalen um Premierminister 
Dmitri Medwedew. 

Neben diesen klassischen Fraktionen ist inzwi-
schen eine dritte Gruppe von möglichen politischen 
und finanziellen Erben entstanden. Sie besteht aus 
Kindern – in Putins Fall Schwiegersöhnen – der bis-
herigen Machthaber. Kirill Schamalow, Ehemann von 
Putins jüngerer Tochter Katarina, kontrolliert inzwi-
schen die Gasverarbeitungsfirma Sibur. Der Sohn des 
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Kriegsschauplatz Syrien
Russischer Soldat an  
einem Checkpoint in der Nähe 
von Damaskus

2. Ohne 
Rücksicht auf 
Verluste
Für Russland ist der 
Krieg in Syrien nicht 
zuletzt eine willkom-
mene Möglichkeit, neue 
Waffensysteme zu testen 
– auch auf Kosten der 
Zivilbevölkerung.
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In der Savuschkina Straße 55 am Rande 
von St. Petersburg steht ein unschein-

bares Gebäude: drei Stockwerke, schmuck-
lose Fassade, Sowjet-Schick. Hinter die-
sen grauen Mauern soll ein paar Jahre 
lang ein ganz spezieller Krieg geführt wor-
den sein – aber darauf deutet von außen 
nichts hin. Berichten zufolge saßen mehr 
als 100 Menschen Tag für Tag an ihren 
Computern, um mit gefälschten Face-
book-Accounts und Twitter-Profilen ein 
Bombardement zu führen, das nur auf ei-
nen Gegner abzielte: die Wahrheit.

So sieht das zumindest Robert Muel-
ler, jener US-Sonderermittler, der seit ver-
gangenem Sommer die Frage klären soll, 
ob und wie russische Privatpersonen, Fir-
men und staatliche Stellen versucht ha-
ben, in den US-Präsidentschaftswahl-
kampf 2016 einzugreifen. Vieles deutet da-
rauf hin, dass die Verschwörer in der 
Savuschkina Straße 55 nicht nur Nach-
richten über Unfälle oder Epidemien er-
fanden, die es nie gegeben hatte. Die 

Kreml-Trolle sollen auch zu Demonstra-
tionen aufgerufen, sich mit US-Aktivsten 
verabredet und Hunderttausende US-Fol-
lower hinter sich geschart haben. Der So-
cial-Media-Gigant Facebook schätzt, dass 
zwischen Jänner 2015 und August 2017 
rund 126 Millionen US-Amerikaner die 
Falschmeldungen aus St. Petersburg kon-
sumiert haben dürften. 

Die dort angesiedelte „Internet Research 
Agency“ ist nur eine von mehreren russi-
schen Medienorganisationen, die das Ziel 
haben, die öffentliche Meinung zu beein-
flussen und dabei direkt oder indirekt der 
Kontrolle Wladimir Putins zugerechnet 
werden: Dazu zählen zum Beispiel der 
staatliche TV-Sender Russia Today oder 
die Internetplattform Sputnik. Verschie-
dene mediale Akteure aus dem Umfeld 
des Kremls mischen seit Jahren in der Be-
richterstattung über die Flüchtlingskrise, 
den Brexit und westliche Wahlen mit. Ei-
nes der bekanntesten Beispiele ist die Mel-
dung des russischen Senders Channel 1 

über das russlanddeutsche Mädchen Lisa 
F., das angab, von Asylwerbern vergewal-
tigt worden zu sein. Ein Vorfall, der laut 
einer Polizeiuntersuchung nicht stattge-
funden hat, aber die Debatte rund um die 
europäische Flüchtlingspolitik weiter po-
larisierte. 

Auch die Details aus US-Sonderermitt-
ler Muellers 37 Seiten umfassender An-
klage gegen die „Internet Research Agen-
cy“ und ihre Führung zeigen, dass es nicht 
unbedingt darum gehen dürfte, eine be-
stimmte politische Richtung zu unterstüt-
zen, sondern eher, vorhandene Spannun-
gen zu verschärfen und für Konflikte zu 
sorgen: Die russischen Trolle warfen sich 
sowohl für die Republikaner als auch für 
den US-Demokraten Bernie Sanders ins 
Zeug. Nach Donald Trumps Wahlsieg sol-
len sie zu Demonstrationen für und ge-
gen den neuen Präsidenten aufgerufen 
haben. Die Erkenntnis, dass hier ein Pro-
blem entstanden sein könnte, erreichte 
jüngst sogar das Weiße Haus. „Wenn es 

das Ziel Russlands war, Unfrieden, Behin-
derungen und Chaos zu kreieren, dann 
war es erfolgreicher als in seinen wildes-
ten Träumen“, twitterte Trump vor weni-
gen Wochen.

Die Angst vor der Manipulation demo-
kratischer Prozesse geht nicht nur in den 
USA um, sondern auch in anderen west-
lichen Ländern. Dass es Versuche in die-
se Richtung gegeben hat, ist evident. Be-
weise dafür, dass sie tatsächlich Wirkung 
gezeigt haben, fehlen aber. „Die prakti-
schen Auswirkungen dieser Einmischung, 
dort, wo sie tatsächlich stattgefunden hat, 
mögen verschwindend gering sein“, gibt 
Michail Korostikow vom Thinktank Car-
negie Moscow Center in einer aktuellen 
Analyse zu bedenken: „Doch die Hysterie 
der westlichen Politiker erweckt den Ein-
druck, als wäre der Kreml allmächtig und 
könnte leicht das politische Geschehen in 
Ländern beeinflussen, die ihm wirtschaft-
lich weit überlegen sind.“

Christoph Zotter

ehemaligen Geheimdienst-Chefs Ni-
kolai Patrushev, Dmitri, sitzt im Vor-
stand von Russlands sechstgrößtem 
Kreditinstitut, der Landwirtschafts-
bank. Piotr Fradkow, Sohn von 
Ex-Premiers Michail Fradkow, leitet 
das russische Exportzentrum. 

Zudem bugsiert Putin auch fähi-
ge Manager ohne Verwandtschafts-
beziehungen in hohe Staatsfunkti-
onen. Die Mischung aus Nepotismus 
und Utilitarismus wird mit Bedacht 
gepflogen: „Unter diesem entstehen-
den System würde Russland ein 
Land, das von McKinsey-Beratern re-
giert wird, die Putin gegenüber loyal 
sind und seine Politik weiterführen, 
wenn er einst nicht mehr da sein sollte“, schreiben 
die Russland-Experten Ivan Krastev und Gleb Pa-
vlowski.

Genau diese Fortführung des Putinismus will die 
neue Opposition verhindern. Ksenia Sobtschaks 
Spindoktor Vitali Schkliarow, der fließend Deutsch 
und Englisch spricht, möchte deshalb auf einige 
Maßnahmen des Westens hinweisen, die er für kon-
traproduktiv hält – etwa die Sanktionen: „Die inter-
nationale Isolierung macht es für Putin leichter, das 
Feindbild des Westens hier aufrechtzuerhalten.“ 
Gäbe es keinen äußeren Feind, wäre es für die Op-
position leichter, den Menschen die Realität im Land 
näherzubringen: „Wieso hat Putin, dieser Mann mit 
unbegrenzter Macht und unbegrenzten Ressourcen 
Staat und Land in 18 Jahren nicht modernisiert? 

Wo ist das ganze Geld hingekom-
men?“

Die Wirtschaftsdaten sind nieder-
schmetternd. In Putins bisher drit-
ter Amtsperiode ist der Wert des Ru-
bels auf die Hälfte gefallen. Die Wirt-
schaft schwächelt mit einem 
Wachstum von 1,2 Prozent. Die Ar-
beitslosigkeit liegt bei fünf Prozent, 
die Inflation bei drei Prozent – die 
Zahlen sagen aber wenig über die 
wahre Lage in der Bevölkerung aus: 
20 Prozent der Russinnen und Rus-
sen leben in bitterster Armut. 

In Moskau hingegen speist die be-
tuchte Elite in eleganten Fresstem-
peln, in denen sich die besten Köche 

und Designer aus aller Welt mit russischem Talent 
mischen. Das glitzernde Zentrum der Metropole 
kann aber nur schlecht darüber hinwegtäuschen, 
dass viele der notwenigen Reformen in Russland 
nie angegangen wurden. Der Aufschwung in Putins 
ersten Amtsjahren hatte weniger mit seiner Politik 
zu tun, als mit steigenden Ölpreisen. Mit dem Reich-
tum wuchs auch die Korruption. Russland steht auf 
Platz 135 von 180 im internationalen Ranking von 
Transparency International. Jetzt sind die Ölpreise 
stark gefallen, die korrupten Geister aber wollen des-
halb noch lange nicht in ihre Flaschen zurück. 

Die Russen bekommen höchstens ihre persönli-
che Misere zu spüren, das Gesamtbild fehlt. Putin 
sitzt heute nicht zuletzt deshalb so fest im Sattel, 
weil er durch seinen Macht- und Medienapparat die 

Quelle: CIA Factbook 2016
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3. Die virtuelle 
Armee
Russland versucht, den 
Westen mithilfe von Inter-
netpropaganda zu schwä-
chen. Die hysterischen 
Reaktionen darauf haben 
möglicherweise mehr Wir-
kung als die Attacken selbst.

Opposition im öffentlichen Raum praktisch abge-
schafft hat. Ein potenzieller Nachfolger – oder eine 
Nachfolgerin – müsste diesen Umstand zu ändern 
wissen und sich erst einmal Gehör verschaffen. 

Solange das nicht der Fall ist, regieren in Russ-
land Putin – und ein gewisser Galgenhumor. Als vor 
Kurzem schwere Schneefälle über die russische 
Hauptstadt kamen und die Einsatzkräfte ihre liebe 
Not damit hatten, Straßen und Fußwege zu räumen, 
sprühte eine Moskauerin ein einziges Wort in grü-

ner Farbe in den Schnee – eines, von dem sie an-
nahm, dass es den Winterdienst zuverlässig auf den 
Plan rufen würde: Nawalny. 

Wenige Stunden später war der Schnee an die-
ser Stelle tatsächlich weg, und der Name des ver-
femten Putin-Kritikers auch. Die Kunde von der 
wundersamen Räumung verbreitete sich blitzartig 
im Internet – und viele Russen im ganzen Land 
machten es der Moskauerin nach. Der Humor ist 
die Rache der Unterdrückten.� n

kriegsschauplatz internet
„Trollfabrik“ in St. Petersburg,  
aus der angeblich Cyberangriffe 
gegen den Westen gestartet 
wurden
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